
4. Steuerliche Pflichten 

4.1 Nonnen der Abgabenordnung 

§ 34 AO: Pflichten der gesetzlichen Vertreter und der Vermögensverwalter 

(1) 1 Die gesetzlichen Vertreter natürlicher undjuristischer Personen und die Geschäftsfiihrer 
von nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen und Vermögensmassen haben deren 
steuerliche Pflichten zu erfiillen. 2 Sie haben insbesondere dafiir zu sorgen, dass die Steuern 
aus den Mitteln entrichtet werden, die sie verwalten. 

(2) 1 Soweit nicht rechtsfähige Personenvereinigungen ohne Geschäftsfiihrer sind, haben die 
Mitglieder oder Gesellschafter die Pflichten im Sinne des Absatzes 1 zu erfiillen. 2 Die 
Finanzbehörde kann sich an jedes Mitglied oder jeden Gesellschafter halten. 3 Für nicht 
rechtsfähige Vermögensmassen gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe, dass diejenigen, 
denen das Vermögen zusteht, die steuerlichen Pflichten zu erfiillen haben. 

(3) Steht eine Vermögensverwaltung anderen Personen als den Eigentümern des Vermögens 
oder deren gesetzlichen Vertretern zu, so haben die Vermögensverwalter die in Absatz 1 
bezeichneten Pflichten, soweit ihre Verwaltung reicht ... 

§ 69 AO: Haftung der Vertreter 

1 Die in den §§ 34 und 35 bezeichneten Personen haften, soweit Ansprüche aus dem 
Steuerschuldverhältnis (§ 37 ) infolge vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verletzung der 
ihnen auferlegten Pflichten nicht oder nicht rechtzeitig festgesetzt oder erfiillt oder soweit 
infolgedessen Steuervergütungen oder Steuererstattungen ohne rechtlichen Grund gezahlt 
werden. 2 Die Haftung umfasst auch die infolge der Pflichtverletzung zu zahlenden 
Säumniszuschläge ... 

[Deutsche Steuergesetze 2001lAbgabenordnung (Stand: Februar 2001)] 

4.2 Folgen für den Insolvenzverwalter 

Mit Verfahrenseröffnung geht die Verwaltungs- und Verfiigungsbefugnis im Insolvenz­
verfahren vom Insolvenzschuldner auf den Insolvenzverwalter über. Mit diesem Schritt gehen 
auch die steuerlichen Verpflichtungen auf den Insolvenzverwalter gern. § 34 AO über. 
Kommt er seinen Verpflichtungen nicht nach, so können Zwangsmittel gegen ihn persönlich 
festgesetzt werden. Die Verpflichtungen umfassen dabei: 

die Erstellung der notwendigen Steuererklärungen, Anmeldungen und Voranmeldungen 
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die Veranlassung der Zahlung der resultierenden Beträge, soweit dies im Rahmen der 
verwalteten Gelder und der insolvenzrechtlichen Gegebenheiten möglich ist 

Die Steuererklärungspflicht kann sich unmittelbar aus einem Gesetz herleiten, beispielsweise 
ergibt sich aus: 

§ 18 Abs. I UStG die Verpflichtung zur Abgabe von Umsatzsteuervoranmeldungen 
§ 18 Abs. 3 UStG die Verpflichtung zur Abgabe einer Umsatzsteuererklärung 
§ 25 GewStDV die Verpflichtung zur Abgabe einer Gewerbesteuererklärung 
§ 56 EStDV die Verpflichtung zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung 
§ 49 KStG die Verpflichtung zur Abgabe einer Körperschaftsteuererklärung 
§ 41 a EStG die Verpflichtung zur Abgabe von Lohnsteueranmeldungen 

Alternativ kann sich die Verpflichtung auch aus einer Aufforderung des Finanzamts zur 
Abgabe einer Steuererklärung nach § 149 Abs. 1 AO ergeben. 

Die Pflicht zur Abgabe von Steuererklärungen umfasst auch die Verpflichtung zur Korrektur 
unrichtiger Erklärungen nach § 153 AO. Demnach sind Steuererklärungen vom Steuer­
pflichtigen zu berichtigen, wenn er erkennt, dass eine von ihm abgegebene Erklärung umich­
tig oder unvollständig ist. 16 Davon abzugrenzen sind die Fälle, in denen der Steuerpflichtige 
vorsätzlich oder bedingt vorsätzlich eine unrichtige Erklärung abgibt (hier ist zu prüfen, ob 
noch die Möglichkeit einer strafbefreienden Selbstanzeige nach § 371 AO besteht). 

Die Korrekturpflicht gilt auch für Erklärungen/Anmeldungen, welche vom Insolvenzschuld­
ner abgegeben wurden. 

Der Insolvenzverwalter haftet als Vertreter bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verletz­
ung der ihm obliegenden Pflichten rur Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis nach § 69 
AO. 

4.2.1 Erstellung und Abgabe von Steuerdeklarationen 

Art und Umfang der zu erstellenden Steuererklärungen richtet sich nach: 

der Rechtsform des Insolvenzschuldners, 
dem Umfang und der Art der ausgeübten Tätigkeiten, 
und der Frage, ob Arbeitnehmer beschäftigt wurden oder nicht. 

16 Zur Umsatzsteuer vgl. auch Rau/Dürrwächter, Kommentar zur USt Randziffer 1.181 zu § 18 UStG mit weiteren 
Literatumachweisen 
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Insolvenzschuldner 

Natürliche Person 

Personengesellschaft 

Juristische Person 

Vom Insolvenzverwalter zu 
erstellende Steuererklärungen 

Einkommensteuererklärung bzw. 
Erklärung zur gesonderten und 
einheitlichen Feststellung der 
Besteuerungsgrundlagen 

Gewerbesteuererklärung 

Umsatzsteuervoranmeldung und 
-erklärung 

Ggf. Lohnsteueranmeldung 

Gewerbesteuererklärung 

Umsatzsteuervoranmeldung und 
-erklärung 

Ggf. Lohnsteueranmeldung 

Körperschaftsteuererklärung 
sowie zugehörige, Erklärungen zu den 
gesonderten Feststellungen von 
Besteuerungsgrundlagen 

Gewerbesteuererklärung 

Umsatzsteuervoranmeldung und 
-erklärung 

Ggf. Lohnsteueranmeldung 

Grenzen 

Soweit Besteuerungsgrundlagen ihre 
Wurzeln in der lnsolvenzmasse haben, d. h. 
keine Angaben zu Sonderausgaben, 
außergewöhnlichen Belastungen, Angaben 
zu Einkünften des Ehegatten bei Antrag auf 
Zusammenveranlagung 

Keine Pflicht zur Abgabe der Erklärung zur 
gesonderten und einheitlichen Feststellung 
der Besteuerungsgrundlagen 
(BFH 23.8.1994; Bundessteuerblatt (BStBI) 
11 1995, S. 194 sowie BFH 12.11.1992; 
BStBIII 1993, S. 265) 

Abb. 21: Rechtsformabhängige Pflichten zur Steuerdeklaration 

Der Insolvenzverwalter hat dabei der Verpflichtung zur Erstellung und Abgabe der Steuerer­
klärungen so gut wie möglich nachzukommen. Dies ist jedoch nicht in allen Fällen problem­
los möglich. In diesen Fällen bietet sich eine sachgerechte Schätzung der Besteuerungs­
grundlagen an. 

Für die Zeit nach der Verfahrenseröffnung besteht die Pflicht zur Abgabe der Steuer­
erklärungen grundsätzlich fort. In Abstimmung mit dem Finanzamt kann diese Verpflichtung 
entfallen, wenn fest steht, dass keine Aktivitäten entfaltet werden, welche eine Steuerdeklara­
tion erforderlich machen. 
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4.2.2 Schätzung der Besteuerungsgrundlagen 

Der BFH hat in seinem Urteil vom 23.8.1994 dargelegt, dass die Buchfiihrungs- und 
Bilanzierungspflichten des Insolvenzverwalters bis zur Verfahrensbeendigung bestehen blei­
ben. Eine Schätzung nach § 162 AO kommt erst in Betracht, wenn alle anderen Möglich­
keiten ausgeschöpft sind (BFH v. 23.8.1994, VII R 143/92, DStR 1995, 18). 

Dennoch ist eine Schätzung der Besteuerungsgrundlagen zu erwägen, wenn die Aufarbeitung 
der Unterlagen zur ordnungsgemäßen Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen nicht mehr 
möglich ist. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn kurz vor Verfahrenseröffnung alle 
Unterlagen und Daten des Insolvenzschuldners auf "unerklärliche" Weise abhanden kommen. 

In diesen Fällen muss man sich mit der Frage auseinander setzen, wie eine sachgerechte 
Schätzung erfolgen kann 17. Die Schätzung sollte dabei unter Einbeziehung der Finanzver­
waltung vorgenommen werden. Ziel der Schätzung ist der Ansatz derjenigen Besteuerungs­
grundlagen, die die größte Wahrscheinlichkeit der Richtigkeit für sich haben (TipkelKruse, 
AOIFGO, 16. Aufl. 1996, § 162 AO Tz. 28). 

Eine praxisgerechte Vorgehensweise kombiniert die zwei klassischen Varianten des internen 
und des externen Betriebsvergleichs mit der Auswertung der noch vorliegenden Daten. 

Der interne Betriebsvergleich ermittelt, ausgehend vom letzten vorliegenden Stand der Daten, 
welcher eine zuverlässige Basis bieten kann, Kostenstrukturen, welche im Unternehmen 
vorherrschen, wie beispielsweise der durchschnittliche Materialeinsatz. Der externe 
Betriebsvergleich orientiert sich an den Gegebenheiten vergleichbarer Unternehmen. Hierzu 
kann beispielsweise auf Richtsatzsammlungen zurückgegriffen werden, welche Kosten- und 
Erlösstrukturen von Unternehmen gegliedert nach Branche und Größenordnung (Umsatz) zur 
Verfügung stellen. In der Regel liegen auch bei einem vermeintlichen Totalverlust von Daten 
und Belegen bei Dritten noch Möglichkeiten vor, Informationen abzugreifen. So kann 
beispielsweise von Seiten des Finanzamts ein Ausdruck über die im Rahmen der 
Voranmeldungen angemeldeten Umsätze und die gemeldeten Vorsteuerbeträge erstellt 
werden. Anhand dieser Daten lässt sich hochrechnen, welcher Umsatz getätigt wurde bzw. 
wie hoch die vorsteuerbehafteten Kosten waren. Analog können Lohnsteueranmeldungen 
bzw. die Meldungen an die Sozialversicherungen zur Schätzung der Lohnsummen 
herangezogen werden. In der Regel lassen sich auch die wesentlichen Geschäftspartner 
ausfindig machen und anhand deren Aufzeichnungen Einkaufsvolumina etc. rekonstruieren. 

So ist es in den meisten Fällen möglich, sich über einen oder mehrere wesentliche Posten der 
Gewinn- und Verlustrechnung ein gutes Bild mit einer hohen Schätzgenauigkeit zu machen. 
Die fehlenden Größen lassen sich dann anhand der Methoden des internen und externen 
Betriebsvergleichs errechnen. 

Bei einer Übereinkunft mit dem Finanzamt und dessen Einverständnis über die so ermittelte 
Schätzung der Besteuerungsgrundlagen kann der Insolvenzverwalter auch in diesen Fällen 
seiner Verpflichtung zur Abgabe von Steuererklärungen nachkommen. 

17 Eine gute Darstellung der einzelnen Methoden im Detail mit weiteren Literaturnachweisen findet sich u. a. in den 
Beiträgen von Assmann, Die steuerliche Betriebsprüfung, Heft 09/2001 und 10/2001 
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Beispiel: 

Schätzung Ergebnis 2001 

Gesamtleistung 3.714 I z. B. aus USt-Voranmeldungen 

Materialeinsatz gesamt 3.210 I z. B. aus Richtsatzsammlung 

Personaleinsatz gesamt 600 I z. B. aus Lohnjoumal/Hochrechnung 
LSt AnmeldungNorjahreswerte 

AfA 60 I z. B. Fortrechnung aus letztem vorliegenden 
Anlageverzeichnis 

Raumkosten 120 z. B. aus vorliegenden Mietverträgen 
Versicherungen/Beiträge 20 z. B. Fortrechnung Vorjahreswerte 
R&I 20 z. B. Fortrechnung Vorjahreswerte 
Fahrzeugkosten 20 z. B. Fortrechnung Vorjahreswerte 
Fahrzeug-/Reisekosten 15 z. B. Fortrechnung Vorjahreswerte 
Kosten der Warenabgabe 50 z. B. Fortrechnung Vorjahreswerte 
Telefon/Porto 15 z. B. Fortrechnung Vorjahreswerte 
Bürobedarf 5 z. B. Fortrechnung Vorjahreswerte 
BuHa undjahresabschluss 25 z. B. Fortrechnung Vorjahreswerte 
Werkzeug/Kleingerät 10 z. B. Fortrechnung Vorjahreswerte 
sonst. betriebl. Kosten fix 15 z. B. Fortrechnung Vorjahreswerte 
sonst. betriebl. Kosten variabel 150 z. B. Fortrechnung Vorjahreswerte 
Sonst. betriebl. Kosten 465 I 

Zinsaufwand fix 75 z. B. Zinsmitteilung Kreditinstitut 

Finanzergebnis -75 I 

vorl. Ergebnis v. Steuern -696 I 

Abb. 22: Schema ftir eine Ergebnis-Schätzung 
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Roh· 
gewinn. Roh· Roh· HalbreIn- Rein· 

autschlag gewinn I gewinn 11 gewinn gewinn 
aulden 

Nr. der Waren-
Bezeich nung der Klassifi· einsatz 
Gewerbeklassen kation bzw. Bemer1<ungen 

In alphabetischer Reihenfolge der Waren· u. (vgl. Nr. 5 der Vorbemer1<ungen) 
Wirt· Material-

schatts· einsatz 
zweige (Umrechn. 

Rohgew. 1 In v. H. des wlrtsch. Umsatzes 
derSp. 4 

1 2 3 4 5 6 7 8 

Maler- und Lacklererge- 45441.0 
werbe, Tapezierer 45435.0 
Wirtseh. Umsatz: 
Abis 150.000 DM 82 63-88 40-70 36·66 

T7 56 50 
B über 150.000 DM 81 42- 70 20-52 18· 46 

bis 400.000 DM 56 34 28 
C über 400.000 DM 74 ~-56 13-37 9-27 

bis 1.000.000 DM 46 24 18 
D über 1.000.000 DM 66 30·51 11-30 5-25 

40 20 14 

Möbel und sonstige Eln- 52441.0 
richtungsgegenstände, 
Ehdl. 
Wirtseh. Umsatz 45 ·100 31 -50 14· 32 3·21 
A bis 1.200.000 DM öl 40 23 11 
B über 1.200.000 DM 45 - 100 31·50 14 -32 1 -12 

öl 40 23 6 

Nahrungs- und Genuss- 52110.0 19 - 41 16· 29 9-20 2-12 
mittel verschiedener Art, 52272.0 28 22 15 6 
Ehdl. 

Obst, GemOse, SOdfrOchte 52210.0 37- 72 27-42 13 - 29 4 ·19 
und Kartoffeln Ehdl . . 52 34 22 11 

Optiker 52484.0 133·223 57-69 31 -52 8· 30 
170 63 43 18 

ParlOmerlen 52331.0 
Einzelhandel mit kosmetischen 
Erzeugnissen, Körperpflege· 
mitteln 
Wirtseh. Umsatz: 
Abis 400.000 DM 56 -108 36-53 20-36 6· 23 

82 45 28 14 
B über 400.000 DM 56 -108 36 - 53 20-36 2 - 14 

82 45 28 8 

Raumausstatter (Dekors- 45436.0 
teur und Polsterer) 52445.0 
Wirtseh. Umsatz: 
A bis 300.000 DM 59 40-70 22-47 14- 41 

53 34 zr 
B über 300.000 DM 54 33 -49 17·33 9-22 

42 25 16 

Abb. 23: Auszug aus der amtlichen Richtsatz-Sammlung 2000 
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